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Sachgebiet 


Große Anfrage 

der Abgeordneten Frau Dr. Däubler-Gmelin, Peter (Kassel), Schröer (Mülheim), 

Dr. Holtz, Dr. Emmerlich, Frau Fuchs (Köln), Roth, Dr. Schmude, Dr. Ehmke (Bonn), 
Bachmaier, Bindig, Frau Biunck, Catenhusen, Dr. Diederich (Berlin), Egert, 

Frau Fuchs (Verl), Frau Dr. Hartenstein, Frau Huber, Jaunich, Dr. Jens, 

Immer (Aitenkirchen), Kirschner, Klose, Dr. Kübler, Kuhlwein, Frau Dr. Lepsius, 
Frau Luuk, Frau Dr. Martiny-Glotz, Frau Matthäus-Maier, Müiier (Düsseldorf), 
Müntefering, Frau Odendahi, Frau Renger, Schiuckebier, Frau Schmedt (Lengerich), 
Frau Schmidt (Nürnberg), Frau Simonis, Frau Dr. Skarpeiis-Sperk, Dr. Soeli, 

Frau Steinhauer, Stiegier, Frau Terborg, Frau Dr. Timm, Frau Traupe, Weinhofer, 
Frau Weyei, Frau Zutt, Reuter und der Fraktion der SPD 


Menschenhandei mit ausländischen Mädchen und Frauen, besonders aus 
Entwickiungsländern, sogenannte Heiratsvermittiung und sogenannter 
Prostitutionstourismus 


Ausländische Frauen und Mädchen, besonders aus Entwicklungs- 
ländern, werden in steigendem Umfang zum Objekt menschen- 
verachtender Geschäftemacherei in Industrieländern, auch in 
der Bxmdesrepubhk Deutschland. Einschlägige profitorientierte 
Unternehmen sprechen gezielt Unsicherheit und Minderwertig- 
keitskomplexe, aber auch sexistische und rassistische Instinkte an 
und nutzen sie aus, um Kunden für ihr gewinnträchtiges, aber 
menschenverachtendes Gewerbe zu finden. 

Heute sind vor allem folgende Geschäftspraktiken zu beobachten: 

1. Der Prostitutionstourismus, hauptsächhch in die Länder Süd- 
ostasiens, aber auch nach Afrika oder Lateinamerika; 

2. Heiratsvermittlung von ausländischen Mädchen und Frauen 
(z. B. Thailand, Philippinen oder Ländern Lateinamerikas) 
durch Agenten, die durch ihre Vermarktimgsmethoden die 
menschliche Würde der betroffenen Frauen verletzen; 

3. „Einfuhr" von ausländischen Mädchen und Frauen, beson- 
ders aus Entwicklimgsländem, für Vergnügimgslokale und 
Bordellbetriebe in der Bundesrepubhk Deutschland. 

Diejenigen Personen, die solche Geschäfte betreiben, beuten die 
Armut und Not von Mädchen und Frauen in diesen Ländern aus. 
Sie wissen, daß gerade Regierungen dieser Staaten sich ange- 
sichts der wirtschaftlichen Situation in ihren Ländern kaum zu 
wirksamen Gegenmaßnahmen in der Lage sehen. Sie bringen die 
Mädchen und Frauen, die in der Bundesrepubhk Deutschland 
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leben, in Konflikte mit dem bestehenden Straf-, Polizei- und 
Ausländerrecht und hierdurch zu Profitzwecken in kaum mehr 
auflösbare Abhängigkeiten. Sie nutzen insbesondere den zuneh- 
menden Trend zur Exotik im Prostitutions- imd Pornographie- 
gewerbe aus, die von einer schillernden Berichterstattung in 
einem Teil der Sensationspresse unterstützt wird. 

Es ist in erster Linie den Frauenorganisationen in den besonders 
betroffenen Ländern wie auch in der Bundesrepubhk Deutschland 
zu verdanken, daß in der öffenthchkeit seit einigen Jähen mehr 
und mehr bekannt wird, welcher Mißbrauch mit Frauen aus die- 
sen Ländern betrieben wird, wo die Ursachen dafür hegen und 
wieviel menschhches Elend dadurch ausgelöst und verstärkt wird. 
So hat die Evangehsche Frauenhilfe in Deutschland anläßhch des 
Weltgebetstages der Frauen 1980 über 100 000 Unterschriften 
gegen den in der Bundesrepubhk Deutschland organisierten Pro- 
stitutionstourismus imd den Mißbrauch von Frauen aus Entwick- 
lungsländern durch einschlägige Heiratsvermittlungsinstitute 
gesammelt. Auf Drängen der Kathohschen Frauengemeinschaft 
Deutschlands sind diese Fragen auch beim Deutschen 
Kathohkentag 1984 in München diskutiert worden. Diese Pro- 
bleme treten in Entwicklungsländern in besonders drastischer 
Form auf. Das „Zentrum für entwicklungsbezogene Büdung" in 
Stuttgart hat vor Jahren in einer vom Bundesministerium für 
wirtschafthche Zusammenarbeit geförderten Studie „Tourismus - 
Prostitution — Entwicklung" auf die vorhandenen Mißstände auf- 
merksam gemacht. Andere Initiativen, so z. B. die ökumenische 
Thaüandgruppe Frankfurt, die Bayerisch-Phihppinische GeseU- 
schaft u. a. haben dazu beigetragen, die Menschen in der Bundes- 
repubhk Deutschland mit den Problemen der betroffenen Frauen 
in diesen Ländern und bei uns zu konfrontieren. 

Die Bundesregienmg ist bis heute Eingaben und Anfragen aus 
besorgten Kreisen der deutschen Bevölkerung, aber auch von 
Mitghedern des Deutschen Bundestages mit dem lapidaren Hin- 
weis entgegengetreten, sie verfüge hinsichthch der genannten 
Mißstände kaum über statistisches Material. Ebenso argumen- 
tierte sie auf internationalen Konferenzen, wie z. B. auf der Welt- 
frauenkonferenz in Kopenhagen 1980. Auch hat sie es bislang 
abgelehnt, das UN-Übereinkommen zur Beseitigung des Men- 
schenhandels und Ausbeutung durch Prostitution von 1949 zu 
ratifizieren. Sie verweist auf das geltende Straf-, Ordnungswidrig- 
keiten- und Gewerberecht und internationale Übereinkommen 
zum Schutz gegen den Menschenhandel. Ein darüber hinaus- 
gehender Handlungsbedarf wird von der Bundesregierung nicht 
anerkannt. 

Wir fragen deshalb die Biuidesregierung: 

I. Prostitutionstourismus 

1. Wie beurteüt die Biuidesregierung die Auswirkungen des 
weiter expandierenden Prostitutionstourismus auf die wirt- 
schafthche, soziale und kulturelle Entwicklung der betroffe- 
nen Länder imd auf die Chancen von Frauen und Mädchen in 
diesen Gesellschaften? 
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2. Hat die Bundesregierung die deutschen Auslandsvertretun- 
gen in den betroffenen Ländern beauftragt, ihr über die nach- 
teiligen Auswirkungen des Prostitutionstourismus auf diese 
Länder und für das Ansehen der Bundesrepublik Deutschland 
im Ausland Bericht zu erstatten? Welche Informationen hat sie 
erhalten? 

3. Welche Folgerungen hat die Bundesregierung aus diesen 
Berichten und aus den zahlreichen Informationen gezogen, 
die über die Medien und von betroffenen und besorgten 
Personen und Verbänden an sie herangetragen wurden? 

4. Was hat die Bundesregienmg getan, um von Deutschen 
betriebene und beeinflußte Reiseimtemehmen, Hotelketten 
und Werbeträger, wie auch deren potentielle Kunden über die 
nachteiligen Auswirkungen des Prostitutionstourismus aufzu- 
klären? 

5. Wie verhindert die Bundesregierung, daß Fördermittel des 
Bundes (z.B. Wirtschaftsförderung, Entwicklungshilfe) Unter- 
nehmen zufließen und zugute kommen,, deren Geschäftsprak- 
tiken die Werbung für und die Organisation von Prostitutions- 
toiirismus einschließen? 

6. Was hat die Bundesregierung unternommen, was beabsich- 
tigt sie zu unternehmen, um 

— durch Änderung von Rechtsvorschriften, 

— durch Einwirken auf beteiligte deutsche Unternehmen, 

— durch die deutschen Auslandsvertretungen in Ländern der 
Dritten Welt, 

— durch Gespräche mit den ausländischen Vertretungen der 
betroffenen Länder in der Bundesrepublik I>eutschland, 

unseriösen Geschäftemachern entgegenzutreten, die von der 
Bundesrepublik Deutschland aus oder mit deutschem Kapital 
und PersoncQ operieren? 

7. Was hat die Bundesregierung unternommen oder was beab- 
sichtigt sie zu unternehmen, um solchen Agenten in der 
Bundesrepublik Deutschland z.B. durch Verschärfung des 
geltenden Gewerberechts und in den betroffenen Ländern, 
z.B. durch gezielte Information der dortigen Behörden über 
die Geschäftspraktiken dieser Agenten entgegenzutreten? 

8. Welche Beachtung schenkt die Bundesregierung dabei Kata- 
logausgestcdtungen und Anzeigen von Reiseunternehmen, in 
denen offen oder versteckt mit Gelegenheit zur Prostitution 
mit Frauen imd Mädchen in den Zielländem geworben wird? 
Welche Maßnahmen kommen nach Ansicht der Bundesregie- 
rung in Betracht, um solcher Werbung wirksam zu begegnen? 

9. Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung vor, daß 
deutsche Touristen mit den Gesetzen imd Rechtsvorschriften 
gegen Prostitution in den betroffenen Ländern in Konflikt 
gekommen sind? In welchen Fällen haben sich deutsche Aus- 
landsvertretungen einschaiten mü^en? Wenn hierzu keine 
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Daten vorliegen, welche Schritte unternimmt die Bundes- 
regierung, um entsprechende Informationen zu erhalten? 

10. Beabsichtigt die Bundesregierung, auf der Welttourismuskon- 
ferenz 1985 in Sofia und auf anderen dazu geeigneten inter- 
nationalen Ebenen die mit dem Prostitutionstourismus ent- 
standenen Probleme zur Sprache zu bringen? 

//. Entwürdigende Vermittlungspraktiken sogenannter 
Heiratsinstitute 

11. Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, daß in der 
Bimdesrepublik Deutschland Heiratsvermittlimgsinstitute 
existieren, die sich auf die „Vermittlung" von ausländischen 
Mädchen imd Frauen, besonders aus Entwicklungsländern, 
spezialisiert haben und dabei „Katalogwahl", „Heiratsgaran- 
tie", „Probe- und Rückgaberecht" anbieten? 

12. Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus der Tat- 
sache, daß in der Bundesrepubhk Deutschland „vermittelte" 
Frauen hier häufig ganz andere, weit nachteihgere Verhält- 
nisse vorfinden, als ihnen in ihrem Heimatland angekündigt 
oder versprochen wurden, und daß sie bei Scheitern einer 
eingegangenen Ehe in der Regel völlig schutzlos und häufig 
auch ohne Rückkehrchancen denjenigen ausgehefert sind, 
die sie in der Bundesrepubhk Deutschland „vermittelt" 
haben? 

13. Wie bewertet die Bundesregiertmg Werbe- und Kontakt- 
anzeigen, die offen oder unterschwelhg rassistisch und sexi- 
stisch formuhert sind, um damit gezielt Minderwertigkeits- 
komplexe von Männern anzusprechen und Kunden zu 
werben? 

14. Beabsichtigt die Bundesregierung durch Änderimg von 
Rechtsvorschriften oder die Anregung zu einer freiwilhgen 
Vereinbarung der Werbewirtschaft, Zeitungs- und Zeitschrif- 
tenverlage dafür zu sorgen, daß derartig frauendiskriminie- 
rende Kunden- und Kontaktanzeigen unterbunden oder von 
den entsprechenden Werbeträgern abgelehnt werden? 

15. Welche rechthchen Änderungen zieht die Bimdesregierung in 
Betracht, um die betroffenen Frauen und Mädchen vor Ver- 
suchen, sie unter mißbräuchücher Nutzung des geltenden 
Straf-, Ordnimgswidrigkeiten-, Arbeits-, Gewerbe- und Aus- 
länderrechts zu erpressen oder zu nötigen, zu schützen? 

16. Welche Möghchkeiten sieht die Bundesregierung, um insbe- 
sondere die Vemnttlung dieser Frauen in BordeUe tmd an 
Vergnügungsbetriebe zu unterbinden? 

17. Was hat die Bimdesregierung unternommen, um über die 
deutschen Auslandsvertretungen in den betroffenen Ländern 
sicherzustellen, daß 

— Ansprechpartnerinnen solcher „ Heiratsvermittlungsinsti- 
tute" nicht nur reahstische Informationen über die Verhält- 
nisse in der Bundesrepublik Deutschland erhalten, sondern 
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auch über die für sie gefährlichen Geschäftspraktiken 
dieser Institute informiert werden, 

— Frauen imd Mädchen, die in die Bundesrepublik Deutsch- 
land vermittelt werden, für sie verständliche Hinweise auf 
Beratungs- und Hilfseinrichtungen in der Bundesrepublik 
Deutschland erhalten? 

18. Was hat die Bxmdesregierung unternommen, um sicherzustel- 
len, daß in die Bundesrepublik Deutschland „vermittelte" 
Frauen die notwendigen Ansprechpartner finden, die ihnen 
Beratungsmöglichkeiten und Hilfe einschließlich tatsächlich 
zugänghcher Rechtshilfe gewähren? 

19. Was hat die Bundesregiertmg unternommen, um auf die 
zuständigen Behörden der betroffenen Länder einzuwirken, 
daß durch geeignete Maßnahmen - auch im Zusammenhang 
nüt Ausreisebestimmungen dieser Länder (beispielsweise 
durch Hinterlegung eines Rückflugscheins) - Frauen und 
Mädchen vor den bekannten Geschäftspraktiken imseriöser 
Heiratsvermittler geschützt werden? Welche Erfolge hat sie 
dabei erzielt? 

20. Welche öffentlichen und freiwilligen Einrichtungen, z. B. 
kirchhche Organisationen, Frau^nverbände und entwick- 
lungspolitisch engagierte Vereinigungen, stehen hierfür zur 
Verfügung? Werden solche Einrichtungen vom Bund unter- 
stützt? Wenn ja, wie im einzelnen, mit Mitteln welcher Art 
und Höhe? Welche Hüfestellungen können in Zusammenar- 
beit mit Auslandsvertretungen der betroffenen Länder in der 
Bundesrepublik Deutschland angeboten werden? 

21. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse über Straf- oder 
Ordnungswidrigkeitenverfahren gegen sogenannte Heirats- 
vermittlungsinstitute vor? Wenn nein, was wird die Bundesre- 
gierung unternehmen, um sich über die straf-/ordnungswid- 
rigrechtliche Relevanz der Tätigkeit solcher Vermittlungsa- 
genten zu informieren? 

IIL Internationaler Frauen- und Mädchenhandel 

22. Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, daß deut- 
sche Agenturen und Vermittlungsstellen Mädchen und 
Frauen aus den betroffenen Ländern als „Nachschub" für 
Bordelle imd andere Vergnügungslokale in die Bundesrepu- 
blik Deutschland verbringen und innerhalb der Bundesrepu- 
blik Deutschland und Europas „verschieben"? 

23. Welche Erkermtnisse hegen der Bundesregierung über den 
Umfang dieses Mädchenhandels vor? Welche Maßnahmen 
hält die Bxmdesregierung darüber hinaus für notwendig, um 
sich von diesen Formen des Menschenhandels ein genaues 
BUd zu machen? 

24. Nutzt die Bxmdesregienmg die gegebenen Möglichkeiten, 
um internationale Zentren dieses Handels aufzudecken? 
Inwieweit ist dabei bisher Interpol eingeschaltet worden? 
Wenn nein, warum nicht? Sind die polizeüichen Einsatzmög- 
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lichkeiten ausreichend? Welche Schritte beabsichtigt die 
Bundesregierung, imi sie zu verbessern? 

25. Was hat die Bundesregierung unternommen, um sicherzustel- 
len, daß die für diesen Menschenhandel mit Mädchen und 
Frauen Verantwortlichen strafrechüich belangt werden? 

26. Wie viele Verurteilungen wegen Menschenhandels bzw. 
erzwungener Prostitution hat es in den letzten fünf Jahren in 
der Bundesrepublik Deutschland gegeben? Wie hoch war 
dabei der Anteil der Fälle, bei denen die strafrechüichen 
Ermittlungen aufgrund von Berichten im redaktionellen Teil 
und aufgrund von Anzeigen in Zeitungen ausgelöst wurden? 
Werden Berichterstattung und Anzeigen einschlägiger 
Presseorgane regelmäßig auf strafrechtsrelevante Tatbe- 
stände hin untersucht? 

27. Welche Erkenntnisse über die Lebensumstände, die finan- 
zielle imd rechtliche Lage, in denen diese zur Prostitution 
gezwungenen Frauen in der Bundesrepublik Deutschland 
leben, hegen der Bundesregierung vor? Welche Möghchkei- 
ten sieht sie, um diesen Frauen in Zwangs- und Notlagen zu 
helfen? 

28. Hat die Bundesregierung - Bezug nehmend auf ihre Antwort 
vom 24. Oktober 1984 - Drucksache 10/2187 - zur Kleinen 
Anfrage vom 20. September 1984 - geprüft, ob ein Beitritt zur 
UN-Konvention „zur Unterdrückung des Menschenhandels 
und der Ausbeutung durch Prostitution vom 2. Dezember 
1949" durch Einlegung eines Vorbehaltes oder durch eine 
Interpretationserklärung ermöghcht wird? Wenn ja, welches 
ist das Ergebnis ihrer Prüfung? 

29. Wie interpretiert die Bundesregierung den Begriff des Men- 
schenhandels, der in der vorgenannten UN-Konvention 
gebraucht wird? Unterscheidet sich dieser von dem Begriff 
des Menschenhandels, wie er durch das Recht der Bundes- 
repubhk Deutschland geprägt ist? Hält es die Bundesregie- 
rung für notwendig, den Menschenhandel mit Personen 
innerhalb eines Staatengebietes mit Rechtsvorschriften zu 
erfassen, die sich gegen den Menschenhandel richten? 

30. Welche europäischen Initiativen hat die Bimdesregierung 
imtemommen oder ist sie bereit zu unternehmen, um die 
bestehenden rechtlichen Instrumente gegen Menschen- 
handel zu vereinheitlichen? 

31. Welche Auskünfte hat die Bimdesregienmg im einzelnen der 
Komnüssion der Europäischen Gemeinschaft gegeben, um 
den Auftrag des Europäischen Parlaments an die Kommission 
zu erfüllen, 

„eine systematische Untersuchimg der Zuhälterei imd des 
Menschenhandels zu Prostitutionszwecken durchzuführen 
imd eine Studie über die Harmonisierung der Bekämpfung 
dieser Praktiken in und zwischen den zehn Mitgüeds- 
staaten ahzufertigen" 
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(Entschließung des Europäischen Parlaments zur Stellung der 
Frau in der Europäischen Gemeinschaft vom 11. Februar 
1981, EP Dokument I - 829/80 - 1 und II und ADD)? 

/V. Darüber hinaus fragen wir die Bundesregierung: 

32. In welcher Weise wird die Bundesregierung auf der Welt- 
frauenkonferenz der Vereinten Nationen 1985 in Nairobi 
diese Probleme zur Sprache bringen? Wird sie über den Erfolg 
ihrer eigenen Bemühungen berichten, den Prostitutionstouris- 
mus abzustellen, gegen unseriöse Heiratsvermittlung vorzu- 
gehen und die direkte Anwerbung von Mädchen tmd Frauen 
aus den Entwicklungsländern für Bordelle und Vergnügungs- 
lokale zu verhindern? Welche Vorschläge wird die Bundes- 
regierung dort unterbreiten, um in den Industriestaaten sol- 
chen menschenverachtenden Verhaltensweisen weltweit 
wirksamer als bisher entgegentreten zu können? 

33. Ist die Bundesregierung bereit, die im einzelnen tmter Ziffern 
I bis III aufgeführten Probleme in ihrer Öffentlichkeitsarbeit 
aufzugreifen, so z. B. in der vom Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit mit herausgegebenen Reihe 
„ Länder verstehen " ? 

Bonn, den 11. Januar 1985 


Frau Dr. Däubler-Gmelin 

Frau Dr. Lepsius 

Peter (Kassel) 

Frau Luuk 

Schröer (Mülheim) 

Frau Dr. Martiny-Glotz 

Dr. Holtz 

Frau Matthäus-Maier 

Dr. Emmerlich 

Müller (Düsseldorf) 

Frau Fuchs (Köln) 

Müntefering 

Roth 

Frau Odendahl 

Dr. Schmude 

Frau Renger 

Dr. Ehmke (Bonn) 

Schluckebier 

Bachmaier 

Frau Schmedt (Lengerich) 

Bindig 

Frau Schmidt (Nürnberg) 

Frau Blunck 

Frau Simonis 

Catenhusen 

Frau Dr. Skcirpelis-Sperk 

Dr. Dlederich (Berlin) 

Dr. Soell 

Egert 

Frau Steinhauer 

Frau Fuchs (Verl) 

Stiegler 

Frau Dr. Hartenstein 

Frau Terborg 

Frau Huber 

Frau Dr. Timm 

Jaunich 

Frau Traupe 

Dr. Jens 

Weinhofer 

Immer (Altenkirchen) 

Frau Weyel 

Kirschner 

Frau Zutt 

Klose 

Reuter 

Dr. Kühler 

Dr. Vogel und Fraktion 

Kuhlweln 



7 



Druck; Thenöe Druck KG, 5300 Bonn, Telefon 23 19 67 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 08 21, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon (02 28) 36 35 51 

ISSN 0722-8333 



